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Unsere Volksrechte sind eine wichtige Errungenschaft unserer direkten Demokratie. In den letzten Monaten 
kamen nicht nur die Volksrechte und Volksentscheide unter Druck, sondern auch wirtschaftlich wollen auslän-
dische Staaten unser Land schwächen. Viele Politiker geben nach, knicken ein. 

Es braucht unverzüglich politisches Gegensteuer. Deshalb lanciert die SVP zwei Volksinitiativen. Bei der einen 
geht es um die Wahl des Bundesrates durch das Volk. Somit können wir, wie in den Kantonen schon immer 
üblich, die Regierung selber wählen. Dies würde den Bundesrat wieder stärker legitimieren und im Volk veran-
kern. Die Familieninitiative stellt sicher, dass auch Eltern, die ihre Kinder selber betreuen, Steuerabzüge für die 
Betreuung machen können. 

Unterschreiben Sie noch heute! Wir danken Ihnen für die Unterstützung dieser Anliegen und Ihren Einsatz 
für unsere Schweiz.

 Jetzt 

unterschreiben!
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Nationalrat Toni Brunner, Präsident SVP Schweiz, Ebnat-Kappel SG

Verantwortung 
übernehmen

Die Schweizer Politik hat ein Prob-
lem mit der Verantwortung. Für die 
Herausgabe der UBS-Kundendaten 
im Februar 2009, mit der das Bank-
kundengeheimnis ausgehebelt und 
rechtsstaatliche Prinzipien krass 
verletzt wurden, will niemand ver-
antwortlich gewesen sein. Der Bun-
desrat spielt den Ball an die Finanz-
marktaufsicht weiter. Diese gibt ihn 
postwendend zurück. Die Verant-
wortlichkeiten klären müssen nun 
Gerichte und letztlich eine parla-
mentarische Untersuchungskom-
mission (PUK). Oder nehmen wir das 
personelle Debakel an der Spitze der 
Schweizerischen Post. Bundesrat 
Leuenberger hat bei der Führung 
des Dossiers versagt und die Öffent-
lichkeit hinters Licht geführt. Hat 
das Konsequenzen? Nein. Wer trägt 
die Verantwortung für die verfehlte 
 Ausländer- und Asylpolitik, wer für 
die Versorgungslücke im Energiebe-
reich, die sich abzeichnet?

Der Bundesrat wird vom Parlament 
gewählt. Alle vier Jahre wählen Poli-
tiker andere Politiker in die höchsten 
und verantwortungsvollsten Staats-
ämter. Die Verantwortung gegenüber 
dem Volk und damit dem Land bleibt 
dabei weitgehend auf der Strecke. 

Das muss sich ändern. Die Volks-
wahl des Bundesrates schafft klare 
Verantwortlichkeiten. Der Bundesrat 
wird sich nicht weiter hinter dem 
Parlament, der Verwaltung oder den 
Gerichten verstecken können. Er 
steht dann Auge in Auge den Stimm-
bürgerinnen und Stimmbürgern ge-
genüber. Nehmen wir alle diese 
Möglichkeit wahr und unterschrei-
ben wir die Initiative zur Volkswahl 
des Bundesrates. 

Die SVP übernimmt Verantwortung. 
Mit der Familieninitiative wird ein 
wichtiges Element unseres Vertra-
ges mit dem Volk, den wir vor den 
Wahlen 2007 geschlossen haben, 
umgesetzt. Alle Familien sollen von 
Steuererleichterungen profi tieren 
können. Helfen auch Sie mit Ihrer 
Unterschrift mit, dieses Anliegen in 
die Tat umzusetzen.

Verantwortung übernehmen müssen 
wir auch anlässlich der Volksabstim-
mung vom 7. März 2010. Wenn wir 
unser bewährtes Dreisäulensystem 
der Altersvorsorge erhalten wollen, 
müssen wir der Anpassung des Um-
wandlungssatzes bei der berufl ichen 
Vorsorge zustimmen. Tun wir dies 
nicht, gefährden wir ein weiteres 

Sozialwerk in seiner Substanz. Wir 
würden damit insbesondere die 
 Altersvorsorge der kommenden Ge-
nerationen in Frage stellen. Dies 
wäre in hohem Mass unverantwort-
lich. Wir widmen deshalb dieser 
wichtigen Abstimmungsvorlage ein 
Schwergewicht in dieser Ausgabe 
des «Klartext».
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Die Schweizer Altersvorsorge basiert 
auf dem bewährten Dreisäulenprin-
zip. Art. 111 unserer Verfassung lau-
tet denn wie folgt: «Der Bund trifft 
Massnahmen für eine ausreichende 
Alters-, Hinterlassenen- und Invali-
denvorsorge. Diese beruht auf drei 
Säulen, nämlich der eidgenössi-
schen Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenversicherung, der berufl i-
chen Vorsorge und der Selbstvorsor-
ge.» Dieses Dreisäulenmodell ist seit 
1972 in der Bundesverfassung ver-
ankert. Ich möchte in den folgenden 
Ausführungen einen Überblick über 

Nationalrat Toni Bortoluzzi, Affoltern a. A. ZH 

Unser bewährtes Drei-
säulenmodell erhalten
Seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs hat sich in der Schweiz ein weltweit Anerkennung fi ndendes Dreisäulenmodell der 
Altersvorsorge entwickelt. Es kombiniert Staat, Sozialpartner und Eigenverantwortung und hat dazu geführt, dass die Ar-
mut der heutigen Rentnergeneration markant zurückgegangen ist. Allerdings versuchen linke Kreise und Gewerkschaften 
seit langem, dieses bewährte Modell durch eine rein staatlich fi nanzierte Einheitslösung zu gefährden. Damit würde die 
Schweiz ein Erfolgsmodell aufs Spiel setzen. 

das schweizerische Dreisäulensys-
tem geben und auf die Probleme 
hinweisen, welche es in sich birgt, 
wenn man die vorherrschenden 
Grundsätze missachtet. 

AHV, IV und EL als erste, 
staatliche Säule

Die Rolle der AHV (Alters- und Hinter-
lassenenversicherung) und IV (Invali-
denversicherung) übernahmen bis 
ins 19. Jahrhundert Familienangehö-
rige, gemeinnützige Organisationen 

und die Kirche. Sie kümmerten sich 
um Erwerbsunfähige und Betagte. 
Daneben gab es eine rudimentäre 
und oft restriktive öffentliche Armen-
fürsorge. In den 1880er-Jahren wur-
de erstmals die Frage nach einer 
eidgenössischen Alters- und Hinter-
lassenenversicherung laut. Auslöser 
war die Massenarmut der Fabrikar-
beiterfamilien. Die Arbeiter mussten 
mit so niedrigen Löhnen auskom-
men, dass sie weder für Notzeiten 
noch für das Alter vorsorgen konn-
ten. In den 1930er-Jahren wurde das 
AHV-Gesetz vom Volk abgelehnt. 

Arbeitgeber und
Arbeitnehmer je 50%

1. Säule 2. Säule 3. Säule

Nachhaltige Altersvorsorge

Staat

Existenzsicherung

Staatliche Vorsorge
Obligatorisch / Ergänzungsleistungen

Arbeitgeber (mind. 50%)
und Arbeitnehmer

Arbeitgeber

Fortsetzung des
Lebensstandards

Obligatorisch / Überobligatorisch

100%
selbst finanziert

Eigenverantwortung

Individuelle Ergänzung

Private Vorsorge
Gebunden / Frei
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Erst 1948, als die Institution AHV ins 
Leben gerufen wurde, konnte der 
Grundsatz der Vorsorge für das Alter 
anstelle der Fürsorge verwirklicht 
werden. Die AHV ist unser am besten 
anerkanntes und gleichzeitig das am 
meisten in der Bevölkerung veran-
kerte Sozialwerk. Denn egal, ob 
Schlechtverdiener oder Multimillio-
när – die am Schluss resultierende 
Altersrente unterscheidet sich 
höchstens im Verhältnis 1:2, wäh-
renddem beide auf dem ganzen 
Lohn denselben Prozentsatz an 
 Beiträgen entrichten müssen. 

Die AHV ist daher das Sozialwerk mit 
der grössten Umverteilungswirkung 
weltweit. Im Dreisäulenprinzip der 
Altersvorsorge bilden AHV und IV, 
welche seit 1960 bestehen, zusam-
men die erste bzw. die staatliche 
Säule. Sie ist obligatorisch, das 
heisst, neben Arbeitnehmern müs-
sen auch Selbstständigerwerbende 
und Nichterwerbstätige im erwerbs-
fähigen Alter versichert sein. Ziel der 
ersten Säule, bestehend aus AHV 
bzw. IV, ist es, den Existenzbedarf zu 
sichern. Im Bedarfsfalle helfen aus-
serdem die Ergänzungsleistungen 
(EL), den nötigen Lebensbedarf zu 
fi nanzieren. 

BVG als von den Sozial-
partnern getragene, zweite 
Säule
Die erste Säule wird ergänzt durch 
die Pensionskasse, die berufl iche Al-
ters-, Hinterlassenen- und Invaliden-
vorsorge (BVG). Mit berufl icher Vor-
sorge wird jener Teil der zweiten 
Säule bezeichnet, welcher die erste 
Säule in den Bereichen Altersvorsor-
ge und Folgen von krankheitsbe-
dingter Invalidität und Tod ergänzt. 
Sie wird durch autonome Pensions-
kassen, Versicherungen und Sam-
melstiftungen angeboten. Die zweite 
Säule zusammen mit der ersten 
Säule des Dreisäulenmodells sollten 
mindestens 60 Prozent des zuletzt 
bezogenen Lohnes sichern. 

Die berufl iche Vorsorge ist insbeson-
dere ausgerichtet auf die Fortfüh-
rung der gewohnten Lebensführung. 
Die zweite Säule ist nur für Arbeit-
nehmer obligatorisch und wird durch 
den Arbeitgeber organisiert. Der Ar-
beitgeber fi nanziert mindestens die 
Hälfte der Beiträge. Viele Betriebe 

sind in der Zwischenzeit auch dazu 
übergegangen, für ihre Mitarbeiter 
überobligatorische BVG-Leistungen 
einzurichten. 

Selbstvorsorge als 
individuelle, dritte Säule 

Die dritte Säule – die Selbstvorsorge 
zur Deckung weiterer Bedürfnisse – 
ist freiwillig, aber im Unterschied 
zum gewöhnlichen Sparen teilweise 
steuerlich begünstigt. Die dritte 
 Säule dient dazu, zusammen mit der 
ersten und zweiten Säule den ge-
wohnten Lebensstandard bei Ar-
beitsun fähigkeit oder Pensionierung 
beizubehalten. Im Gegensatz zur Ver-
siche rungs lösung werden das Invali-
ditäts- und das Todesrisiko bei der 
Banklösung nicht abgedeckt. Bei der 
dritten Säule wird zwischen zwei Ar-
ten der Vorsorge unterschieden: der 
gebundenen (sogenannte Säule 3a) 
und der freien Vorsorge (sogenannte 
Säule 3b). Die Säule 3a unterschei-
det sich von der Säule 3b dadurch, 
dass das ein bezahlte Geld an einen 
Vertrag (z. B. Bankensparplan, Le-
bens versicherung) mit bestimmter 
Laufzeit gebunden ist und Beiträge 
steuerlich begrenzt abzugsfähig sind. 

Durch die Steuerabzugsmöglichkeit 
will der Staat das Sparen in der Säu-
le 3a fördern. Zur Säule 3b gehören 
Vorsorgearten, die nicht an einen 
Vertrag mit bestimmter Laufzeit ge-
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bunden sind, d. h., die sich der Versi-
cherungsnehmer praktisch jederzeit 
auszahlen lassen oder die er jeder-
zeit aufl ösen kann. Dazu gehören 
vor allem Banksparkonten. Da die 
Vorsorge der Säule 3b nicht gebun-
den ist, wird sie auch nicht steuer-
lich begünstigt. Bei der dritten Säule, 
welche zu 100 Prozent selbst fi nan-
ziert wird, handelt es sich also um 
eine individuelle, auf Eigenverant-
wortung basierende Ergänzung der 
ersten zwei Säulen. 

Dreisäulenmodell für die 
Zukunft sichern 

Wie bereits angetönt, funktioniert 
das Dreisäulenmodell nur deshalb, 
weil es sich bei diesem um einen 
wohl austarierten Kompromiss han-
delt. Die drei Säulen tragen das 
Dach – welches im konkreten Falle 
die soziale Sicherheit im Alter dar-
stellt – und garantieren eine breite 
gesellschaftliche Akzeptanz. Die Ak-
zeptanz wird aber gefährdet, wenn 
einzelne Pfeiler oder Teile davon 
zweckentfremdet werden. Eine sol-
che Zweckentfremdung fi ndet etwa 
bei der IV statt, wo über Jahre Miss-
bräuche mit massiven fi nanziellen 
Folgen geduldet wurden. 

Das Dreisäulensystem würde eben-
falls in Frage gestellt, wenn eine 
Säule zu Ungunsten einer anderen 
Säule verlängert würde. Dann stün-

de das Dach der Vorsorge schief. 
Dies würde etwa passieren, wenn 
die Leistungen der AHV und der be-
rufl ichen Vorsorge so unverhältnis-
mässig ausgebaut würden, dass die 
vom Gesetzgeber formulierte Exis-
tenzsicherungsfunktion nicht mehr 
wahrgenommen wird. So würde ein 
zu hoher Umwandlungssatz, der sich 
zurzeit in Diskussion befi ndet, bei-
spielsweise dazu führen, dass die 
Rentenleistungen die Vorsorgeer-
gebnisse übertreffen. Die daraus re-
sultierenden Fehlbeträge müssten 
von der Allgemeinheit berappt wer-
den. 

Durch die zu grosse Umverteilung 
würde die dritte Säule für viele Leu-
te verunmöglicht, da sie ob der Las-
ten der ersten und zweiten Säule 
keine Mittel mehr für die individuel-
le Vorsorge besässen. Dies hat ge-
rade für den Mittelstand verheeren-
de Konsequenzen. Hinzu kommt, 
dass der Mittelstand nicht nur bei 
der Altersvorsorge immer wieder 
zur Kasse gebeten wird. Dies 
passiert auch bei den Kranken-
kassenprämien, bei der Erhöhung 
der Mehrwertsteuer für die IV, bei 
der geplanten Erhöhung der 
Lohnbeiträge für die Arbeitslo-
sen- und Mutterschaftsversiche-
rung sowie bei Gebühren und 
Steuern allgemein. Auch deshalb 
müssen wir dringend Sorge zum 
wohlaustarierten Dreisäulenmo-
dell tragen. 
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Besuchen Sie mit Ihrem Verein oder Ihrer Sektion Toni Brunner im Haus der Freiheit! 
 

Urgemütliche Gaststube    Saal für Gesellschaften    Einfache Zimmer für Übernachtungen 
Gut gelegen für Skitouren, nahe vieler Skigebiete    Ferienwohnung auf Anfrage 

Öffnungszeiten: Dienstag ab 14 Uhr bis Sonntagabend 18 Uhr. Montag ganzer Tag geschlossen. 
 

Herzlich willkommen heisst Sie:  Toni Brunner mit seinem ganzen Sonne-Team 

Kontakt: Telefon 071 993 10 01 - info@hausderfreiheit.ch - www.hausderfreiheit.ch 
Wintersberg, 9642 Ebnat-Kappel/SG 
 
Anfahrt: Von Wattwil kommend Umfahrungsstrasse Ebnat-Kappel benutzen, vor Krummenau links 
Richtung Bendel/Hemberg/Wintersberg abbiegen. Ca. 2 km bergwärts fahren. 
 

 GESUCHT: Auf den Frühling oder nach Vereinbarung zwei junge, freundliche  
Serviertöchter/Servicefachangestellte. Auch Neueinsteigerinnen willkommen. 
Bewerbungsunterlagen senden Sie bitte an: Toni Brunner, Hundsrücken, 9642 Ebnat-Kappel 

Eidgenössische Volksabstimmung 
vom 7. März 2010
Die SVP Schweiz hat anlässlich der Zentralvorstandssitzung vom 22. Januar 2010 in Stans folgende 
Parolen gefasst:

Verfassungsartikel über die Forschung am Menschen
Die SVP lehnt den Bundesbeschluss zu einem Verfassungsartikel über die Forschung am 
Menschen ab und empfi ehlt den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern ein NEIN. Das 
 Parlament hat zu viele Regelungen in den Verfassungsartikel gepackt, welche auch auf 
 Ge setzesstufe hätten festgeschrieben werden können. Damit ist der Verfassungsartikel zu 
einengend und letztlich forschungsfeindlich.

Tierschutzanwalt-Initiative
Die Volksinitiative «Gegen Tierquälerei und für einen besseren Rechtsschutz der Tiere 
(Tierschutzanwalt- Initiative)» ist abzulehnen. Die Initiative ist unnötig und durch die neue 
Tierschutzgesetzgebung überholt. Tierleid muss mit Prävention und Kontrolle verhindert 
werden, bevor es entsteht. Dafür braucht es keinen «Tieranwalt». Deshalb ist ein NEIN zur 
Initiative angezeigt.

Anpassung des Mindestumwandlungssatzes
Eine Anpassung des Mindestumwandlungssatzes bei der berufl ichen Vorsorge ist unum-
gänglich. Deshalb empfi ehlt die SVP ein JA. Nur mit einer Anpassung des Umwandlungs-
satzes an die gestiegene Lebenserwartung können die Renten auch in Zukunft gesichert 
werden. Das bewährte Drei-Säulen-Prinzip in der Altersvorsorge ist nur mit einem JA im 
Gleichgewicht zu halten. Dies ist im Interesse der heutigen und künftiger Generationen.

NEINNEIN

JAJA wandlunggggggsssssssssssaaaaattttzes bei der berufl ichen Vorsssoooorrrrrrggggeeee iiiisssssttttt uuuuuunnnnuuuuum-
SVP ein JAJAJAJAJAAA. NNuNuNuNuNuNurrr rr mit einer Anpasssssunununununu g ggg gg dedededes s s s s UmUmUmUmUUmwawawawaandndndndndn lululululungngngngs-
erwartung kkkönnennnnnn ddddddiiiiieeeeee RRRRenten auuuuccccchhhhh iiiiiinnnnnn ZZZZZZuuuukkkkuuuunnnnfffft ggggeeeesssssiiiiiiccccchhhhert 
en-Prinzip in ddddddeeeeeerrrrrr AAAAAAlteeeeeerrrrrrssssssvorrrrrrssssssorge ist nnnnnnuuuuurrrr  mmmmmiiiitttttt eeeeiiiiinnnneeeemmmm JA im 
m Interesse dddddder hhhhhhheueueueueueutitititititigegegegegegen unnnnnnd künfnftitigegeggg r r Generationen.

NEINNEIN
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Am 7. März 2010 entscheiden die 
Stimmbürgerinnen und Stimmbür-
ger über eine Reduktion des soge-
nannten Umwandlungssatzes bei 
der Rentenberechnung der 2. Säu-
le; ist die Altersvorsorge damit ge-
fährdet?
Hanspeter Seiler: Überhaupt nicht! 
Die Altersvorsorge basiert ja auf dem 
Dreisäulenprinzip staatliche, berufl i-
che, private Vorsorge oder in der Um-
gangssprache gesagt: AHV, Pension 
und privat Erspartes. Der Umwand-
lungssatz betrifft nur die berufl iche 
Vorsorge, die 1985 mit Gesetz obliga-
torisch wurde. Die Reduktion erfolgt 
zudem sehr massvoll: von 6,8 % auf 
6,4 %. 

Wozu dient der Umwandlungssatz?
Die Umwandlungsprozente bestim-
men bei der Pensionierung die jährli-
che «Pension», die Rente. Wenn z. B. 
das in der Pensionskasse zur Verfü-
gung stehende Kapital 600 000 Fran-
ken beträgt, so beträgt die jährliche 
Rente 6,8 % (bisher) bzw. 6,4 % (neu) 
dieses Kapitals. Das ist der gesetzli-
che Minimalsatz. Je höher dieser 
Satz ist, umso rascher ist das Kapital 
aufgebraucht, und die Rente muss 
«fremdfi nanziert» werden, unter an-
derem auch aus den Beitragszahlun-
gen von Berufstätigen und ihren 
 Arbeitgebern.
Zur Klarheit: Das für den Rentner zur 
Verfügung stehende Kapital als 
Grundlage der Rentenberechnung ist 
entstanden aus den Beitragszahlun-
gen des Rentners und denjenigen 
seines Arbeitgebers sowie aus den 
Zinsen des von der Pensionskasse 
während der berufl ichen Aktivzeit an-
gelegten und laufend angewachse-
nen Guthabens.

Ist eine Reduktion in unserer Zeit 
begründbar?
Ja, selbstverständlich! Da ist einmal 
die demografi sche Entwicklung: Wir 
wissen alle, dass die Lebenserwar-
tung im Laufe der letzten Jahrzehnte 
stark angestiegen ist und dass diese 
Entwicklung weitergeht. Länger le-

ben heisst auch, länger die gemäss 
Umwandlungssatz berechnete Rente 
beziehen. Bliebe der Umwandlungs-
satz bei 6,8 %, so würde für immer 
mehr künftige Rentnerinnen und 
Rentner das eigene Kapital nicht 
mehr ausreichen; die Pensionskas-
sen, die gesetzlich verpfl ichtet sind, 
die Renten bis zum Lebensende zu 
garantieren, müssten also mehr aus-
zahlen, als angespart wurde. 
Zudem weiss ja jedermann, dass das 
angesparte Kapital  zwar angelegt 
und verzinst wird, dass aber der Zins-

ertrag ständig geringer ausfällt, die 
Rendite stark gesunken ist – und 
wohl auch tief bleiben wird – und da-
mit diese zweite Einnahmequelle der 
Pensionskassen dünner geworden ist 
und werden wird. Mehr auszahlen als 
einnehmen, das reisst Finanzlöcher in 
die Kassen, und das kann auf die 
Dauer ja wohl kaum gut gehen! Wer 
da tatenlos zuschauen würde, han-
delte fahrlässig und verantwortungs-
los. Übrigens, einige Kassen haben 
das Kapital in den letzten Jahren äus-
serst risikoreich angelegt, um eine 
höhere Rendite zu erzielen. Viele ha-
ben dieses Spiel teuer bezahlt, zulas-
ten der jetzigen und künftigen Rent-
nerinnen und Rentner. Mit der Frage 

Alt Nationalratspräsident und Rentner Hanspeter Seiler nimmt in einem Interview Stellung

Ein klares Ja zum 
Umwandlungssatz

des Umwandlungssatzes hat dies 
aber nichts zu tun. Damit wird aber 
klar bestätigt, dass für Pensionskas-
sen nur eine  sichere und keine spe-
kulative Kapitalanlage mit einer halt 
nun sinkenden Rendite in Frage kom-
men darf. Die erwähnten Finanzlöcher 
lassen sich also mit Bestimmtheit 
nicht mit höheren Renditen des ange-
legten Sparkapitals stopfen. 

Linke Kreise werfen dem Parla-
ment Rentenklau vor; was sagen 
sie als Rentner dazu? 

Es ist völlig absurd, zu behaupten, bei 
einer Reduktion des Umwandlungs-
satzes werde Rentenklau betrieben. 
Es ist gerade umgekehrt: Wenn der 
Umwandlungssatz nicht angepasst 
wird, dann kann man von einem 
«Klau» sprechen. Die Rentenbezüger 
bräuchten nämlich zur Finanzierung 
ihrer Renten immer mehr Beitrags-
zahlungen der noch Berufstätigen, 
vor allem der Jungen, die ja noch 
während längerer Zeit Beiträge ein-
zahlen, und – nicht zu vergessen – 
auch der Arbeitgeber. Ich empfi nde 
es als sehr ungerecht und gesell-
schaftspolitisch unverantwortlich – 
diese Meinung vertritt auch der 
Schweizer Verband für Seniorenfra-

gen –, dass die Jungen immer stär-
ker Pensionskassenrenten der Älte-
ren mitberappen müssen, oder im 
Klartext ausgedrückt, dass die Älte-
ren den Jungen Pensionskassenkapi-
tal «klauen». Die Behauptung der lin-
ken Kreise ist haltlos.

Aber könnte man nicht doch mit 
einer Beitragserhöhung die Finan-
zierungslücken bei den Pensions-
kassen verhindern?
Eine Erhöhung der Beiträge der 
 Arbeitnehmer und Arbeitgeber im 
Sinne einer Nachfi nanzierung oder 
einer grundsätzlichen Erhöhung um 1 
bis 2 % ist theoretisch machbar. Die 
Auswirkungen wären aber gravie-
rend. Dem Einzelnen bliebe weniger 
zum Leben im Portemonnaie. Damit 
würde der Wirtschaft, dem Konsum 
jährlich mindestens 1 Milliarde Fran-
ken entzogen. Eine Erhöhung der 
Beitragsprämien in der 2. Säule wür-
de so zu einem wirtschaftspolitischen 
Bumerang. 

Sie empfehlen am 7. März also ein 
Ja?
Vorbehaltlos! Weitblick und Zukunfts-
verantwortung sind gefragt, insbe-
sondere auch von Rentnerinnen und 
Rentnern. Kurzfristiges Denken, das 
im Extremfall schon am eigenen 
Portemonnaie-Rand endet, führt 
nicht zu zukunftsgerechten und ren-
tensichernden Lösungen. Nur mit ei-
nem Ja zur moderaten Reduktion des 
Umwandlungssatzes 
•   tragen wir der höheren Lebenser-

wartung und den tieferen Rendi-
ten bei den Kapitalanlagen, kurz 
gesagt der Realität, Rechnung; 

• verhindern wir noch grössere 
Pensionskassenlöcher und Pensi-
onskassenprobleme; 

• vermeiden wir eine Erhöhung der 
Beitragsprämien mit den sehr ne-
gativen Auswirkungen für alle; 

• ersparen wir den Jungen ein 
 gesellschaftspolitisch unverant-
wortliches «Die-Zeche-Bezahlen»; 

• sind längerfristig faire und sichere 
Renten garantiert. 
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Es ist eine Unart unserer Zeit, dass 
sich der Staat nach sozialistischem 
Vorbild mehr und mehr in private 
Dinge einmischt. Er schreibt den 
Bürgern vor, was ihnen bekommt 
und was für sie ungesund ist; aufer-
legt ihnen Bussen, wenn sie ihm 
über ihre privaten Angelegenheiten 
am Telefon keine Auskunft geben 
wollen, und forderte vor kurzem 
gar noch für Tanten und Nachbarn 
eine Bewilligungspfl icht einzuführen, 
wenn diese die Kinder ihrer Schwes-
ter resp. Nachbarin gelegentlich be-
aufsichtigen sollten. Solchem Bevor-
mundungswahn durch den Staat gilt 
es dezidiert entgegenzutreten.

Parlament hat einseitigen 
Fremdbetreuungsabzug 
beschlossen
Das eidgenössische Parlament hat 
in der Herbstsession 2009 beschlos-
sen, denjenigen Eltern, welche ihre 

Kinder auswärts betreuen lassen, 
einen Steuerabzug bei den direkten 
Bundessteuern im Umfang von ma-
ximal 10’000 Franken zu gewähren. 
In vielen Kantonen wurde dieser so-
genannte Fremdbetreuungsabzug 
schon früher eingeführt. Mit dem 
Bundesbeschluss des Parlamentes 
werden gemäss Steuerharmonisie-
rungsgesetz alle Kantone zu einem 
solchen Abzug gezwungen. Höhe 
und Umfang des Abzuges für die 
Fremdbetreuung liegt im Ermessen 
der Kantone. 

Nein zur Geringschätzung 
der Familien, die ihre Kinder 
selber betreuen
Die Befürworter dieses diskriminie-
renden Systems argumentieren, 
dass die Eltern, welche ihre Kinder 
selbst erziehen, keine vergleichbaren 
Auslagen hätten. Dabei muss das 
Kind genau gleich versorgt und ver-

Nationalrat Adrian Amstutz,  Vizepräsident SVP Schweiz, Sigriswil BE

Schluss mit der 
 Benachteiligung selbst-
betreuender Eltern

pfl egt werden. Zudem verzichtet der 
betreuende Elternteil zugunsten des 
Kindes auf ein Erwerbseinkommen. 
Dafür nehmen Mutter oder Vater ihre 
ureigene und zentral wichtige Ver-
antwortung als Eltern wahr und ent-
lasten damit den Staat von der teu-
ren Zusatzaufgabe, Krippen und Be-
treuungsplätze mit entsprechendem 
Fachpersonal bereitzustellen. Kosten, 
die alle Steuerzahlenden, notabene 
auch die selbstbetreuenden Eltern, 
mitfi nanzieren. Das ist nicht nur eine 
grobe Ungerechtigkeit, sondern auch 
eine unglaubliche Geringschätzung 
der selbstbetreuenden Mütter und 
Väter, notabene einer der wichtigsten 
Lebensaufgaben überhaupt! 

Ein Kind, ein Steuerabzug!
Der schleichenden Einfl ussnahme 
des Staates auf die Wahl des Famili-
enmodells und insbesondere der 
Diskriminierung der traditionellen 
Familie muss der Riegel geschoben 
werden. Die Eigenverantwortung der 
Eltern muss wieder eingefordert, ge-
fördert und belohnt werden. Für die 
SVP ist deshalb klar: Ein Kind, ein 
Steuerabzug! Unabhängig davon, ob 
die Kinder selbst- oder fremdbetreut 
werden. Das hat den Staat nicht zu 
kümmern. Er hat es zu unterlassen, 

gewisse Betreuungsformen zu privi-
legieren und die einen gegen die 
anderen auszuspielen. Hier darf es 
nur die neutrale Gleichbehandlung 
geben. 

Steuerabzug auch für 
Eltern, die ihre Kinder 
selber betreuen
Es ist hinlänglich bekannt, dass un-
sere gesellschaftlichen Errungen-
schaften ohne genügend eigenen 
Nachwuchs gefährdet sind. Auch 
deshalb müssen Paare bei ihrem 
Kinderwunsch unterstützt werden. 
Die SVP setzt sich aus familienpoliti-
schen, aber eben auch aus volks-
wirtschaftlichen Gründen für eine 
steuerliche Begünstigung aller Eltern 
mit Kindern ein. Der Initiativtext 
überlässt es zudem weiterhin den 
Kantonen, ob sie Steuerabzüge für 
Kinder gewähren wollen und wenn 
ja, wie hoch diese sein sollen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
wir zählen auf Ihre geschätzte 
Unterstützung zugunsten der 
steuerlichen Entlastung aller Fa-
milien mit Kindern. Bitte unter-
schreiben Sie deshalb unsere 
SVP-Familieninitiative sofort – 
besten Dank!

Die SVP lanciert zwei Volksinitiativen, für welche ab sofort Unterschriften gesammelt werden. Die Familieninitiative will der 
durch die Parlamente in Bund und diversen Kantonen beschlossenen steuerlichen Benachteiligung von Eltern, welche ihre 
Kinder selbst erziehen, einen Riegel schieben. Steuerliche Entlastungen sollen allen Familien mit Kindern zugutekommen. 

Eidgenössische Volksinitiative 

«Familieninitiative: 
Steuerabzüge auch für Eltern, die ihre Kinder selber betreuen»

Die Volksinitiative lautet: Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 

Art. 129 Abs. 4 (neu)  

4 Eltern, die ihre Kinder selber betreuen, muss für die Kinderbetreuung 
ein mindestens gleich hoher Steuerabzug gewährt werden wie Eltern, die 
ihre Kinder fremdbetreuen lassen.
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Volkswahl stand schon 
1848 zur Diskussion

Die Volkswahl des Bundesrates ist 
ein seit Jahren bestehendes Anlie-
gen der SVP. Eigentlich ist es unver-
ständlich, dass im Land mit der di-
rektesten Demokratie aller Länder 
die Landesregierung nicht vom Volk 
gewählt wird, obwohl sich die Volks-
wahl bei den Regierungsratswahlen 
in all unseren Kantonen bestens be-
währt hat. Dies mag damit zusam-
menhängen, dass es in der Zeit der 
Schaffung des Schweizerischen 
Bundesstaates, also 1848, noch 
kaum Medien mit einer nationalen 
Ausstrahlung wie heute das Fernse-
hen, das Radio oder das Internet ge-
geben hat. Daher wäre es damals 
schon rein technisch gesehen viel 
schwieriger gewesen, einen natio-
nalen Wahlkampf zu führen. Heute 
haben wir diesbezüglich eine ganz 
andere Ausgangslage. 

 

Schweiz von unten nach 
oben organisiert

Praktisch in allen anderen Ländern 
der Welt beruhte früher die Souve-

ränität auf dem Willen und der 
Macht von Fürsten, Königen, Kai-
sern oder gar Päpsten. Im Gegen-
satz dazu sollte nach schweizeri-
scher Auffassung der Staat nicht 
von oben nach unten, sondern um-
gekehrt von unten nach oben orga-
nisiert werden. Die Souveränität und 

die Macht des Staates sollen vom 
Willen der Bürger ausgehen. Die -
sem urschweizerischen Prinzip der 
Volkssouveränität würde es auch 
entsprechen, dass nicht nur das 
Parlament, sondern auch die Lan-
desregierung direkt vom Volk ge-
wählt würde.
 

Volkswahl garantiert 
grössere Unabhängigkeit

Der Staatsrechtler Fritz Fleiner stell-
te bereits 1921 in seinem Buch 
«Schweizerisches Bundesstaats-
recht» fest: «Wer aber vom Volk ge-
wählt worden ist, der geniesst in 
seinem Amte eine grössere Unab-
hängigkeit als der, der seine Wahl 
einem Kollegium verdankt …»

Auch Ulrich Häfelin und Walter Haller 
kamen 1998 in ihrem «Schweizeri-
schen Bundesstaatsrecht» zum 
Schluss, dass die Einführung der 
Volkswahl für die Regierung – «die 
in den Kantonen eine Selbstver-
ständlichkeit ist» – das Verhältnis 
von Bundesrat und Bundesver-
sammlung beeinfl ussen würde: 
«Während heute der Bundesrat im 
Hinblick auf seine Wahl und die par-

lamentarische Aufsicht der Bundes-
versammlung untergeordnet ist, 
würde die Volkswahl dem Bundesrat 
die gleiche demokratische Legitimi-
tät verschaffen, wie sie die Bundes-
versammlung besitzt. Bundesrat und 
Parlament wären in dieser Hinsicht 
einander gleichgestellt.» 

Nationalrat Caspar Baader, Fraktionspräsident SVP, Gelterkinden BL

Es ist Zeit für die Volks-
wahl des Bundesrates

Bei der heutigen Konstellation wird 
der Bundesrat durch das Parlament 
mandatiert, und zur Sicherung sei-
ner Wiederwahl ist er daher auch in 
erster Linie dem Parlament Rechen-
schaft schuldig. Deshalb werden 
heute vom Parlament nur allzu oft 
Personen vor allem dank ihrem gu-
ten Netzwerk zu vielen Parlamenta-
riern sowie dank Zugeständnissen 
und Gefälligkeiten gegenüber allen 
möglichen parlamentarischen Inter-
essensvertretern als Bundesräte ge-
wählt statt profi lierte und gestande-
ne Führungspersönlichkeiten. Für 
die Wahl der Landesregierung muss 
wieder das Wohl des Landes aus-
schlaggebend sein und nicht bloss 
das Kalkül der Parteien. 
 

Minderheitenschutz in der 
Verfassung gewährleistet

Einer der Haupteinwände gegen die 
Volkswahl des Bundesrates war in 
der Geschichte der Minderheiten-
schutz. Um der Minderheitenvertre-
tung gerecht zu werden, garantiert 
der Initiativtext der SVP den Vertre-

tern der lateinischen Schweiz min-
destens zwei Sitze im Bundesrat, 
ähnlich wie das in der Verfassung 
des Kantons Bern für den Sitz des 
Berner Juras in der Berner Regie-
rung der Fall ist. Damit wäre die bis 
anhin freiwillig geübte Praxis erst-
mals auch auf Bundesstufe ver-
bindlich in der Verfassung festge-
legt. 

Volkswahl trägt zur Aus-
gabenbeschränkung bei

Auch die immer wieder vertretene 
Ansicht, wonach die direkte Demo-
kratie dem Wirtschaftsstandort 
Schweiz schade, ist falsch. Regie-
rung, Parlament und Verwaltung nei-
gen viel eher zum kostspieligen Eta-
tismus als das Volk. Das Volk wählt 
in der Regel Politiker mit entspre-
chendem Kostenbewusstsein. 

Die Volkswahl des Bundesrates und 
die damit verbundene direkte Ver-
antwortlichkeit der Regierung ge-
genüber den Wählern tragen deshalb 
zur Ausgabenbeschränkung zuguns-
ten der Steuerzahler und damit zu 
einem wirtschaftlichen Wachstum 
bei.
 
Alles spricht also dafür, die direkte 
Demokratie endlich auch bei der 
Wahl des Bundesrates zu verwirkli-
chen. Die SVP bietet Ihnen mit ihrer 
Initiative die Chance, die direkte De-
mokratie zu stärken, damit Sie und 
wir alle den Bundesrat künftig selber 
wählen können. 
 
Unterschreiben Sie deshalb die Ini-
tiative für die Volkswahl des Bun-
desrates jetzt. Wir zählen auf Ihre 
Unterstützung. 

Die Abstimmung über die Minarettverbotsinitiative hat es gezeigt: Der Graben zwischen der Classe politique in Bern und 
der Bevölkerung wird immer grösser. Dazu beigetragen haben auch die Reaktionen mehrerer Mitglieder des Bundesrates, 
welche sich entweder im Ausland für diesen Volksentscheid entschuldigten oder sofort das Volk bevormunden wollten und 
eine Beschränkung der direkten Demokratie forderten. Es ist deshalb höchste Zeit für einen Wechsel hin zur Volkswahl der 
Mitglieder des Bundesrates, damit diese endlich wieder die Verantwortung gegenüber der Bevölkerung wahrnehmen. 

«Die Wahl des Bundesrates durch das 
Volk stärkt die direkte Demokratie.»



MITSUBISHI
OFFENSIVE 2010

1.3 Benzin 5.0 L 119 g/km CO2 A1.3 Benzin 5.0 L 119 g/km CO2 A 2.0 DID Diesel 6.9 L 183 g/km CO2 B2.0 DID Diesel 6.9 L 183 g/km CO2 B 1.5 Benzin 6.3 L 147 g/km CO2 B1.5 Benzin 6.3 L 147 g/km CO2 B

Abb.: Colt Swiss Champion mit Stopp-Start-Automatik

Abb.: Outlander 2.2 DID Intense mit SST-Automat

Abb.: Lancer Sportback Ralliart, 4WD, 240 PS, CHF 40’990.–*

Mitsubishi heisst wörtlich übersetzt: drei Diamanten. Darum
auch das Mitsubishi Logo mit den drei stilisierten Diaman-
ten. Und weil wir grossen Wert auf Preiswürdigkeit legen,
haben wir 2010 auf allen Modellen die attraktive «Diamond
Promotion» lanciert.

Neu: Colt Swiss Champion
CHF 20’990.–*
Genial:Der sparsamste Benziner seiner Klasse.
1.3-Liter ClearTec, 95 PS/70 kW, serienmässig mit
Stopp-Start-Automatik und luxuriöser Extra-Aus-
stattung wie Alufelgen, Tempomat, Audio, Klima-
anlage, Licht-/Regensensor, Styling-Kit. Als 3- oder
5-Door. Weitere Modelle mit Allshift Automat.
Neu: Colt Ralliart mit 180 PS/132 kW.

Premiere: Der neue Outlander
ab CHF 30’990.–
Genial:PraktischerFamilien-Kombi, 5oder7Sitze.
Neu gestylt, neues Interieur, mehr Ausstattung.
Benzin oder DID Diesel (140 PS/103 kW bis 170 PS/
125 kW), All Wheel Control 4x4. Neu 2.2 DID
Diesel mit SST-Automat (Doppelkupplungs-
getriebe). Neu auch mit Frontantrieb: 2.0 Inform
147 PS CHF 30’990.–.

Neu: Lancer Sportback
ab CHF 22’990.–*
Genial: Mehr Auto, mehr Design, mehr Sportlichkeit,
mehr Raum, mehr Ausstattung, mehr Sicherheit.
Benzin oder DID Diesel (109 PS/80 kW bis 143 PS/
105 kW). Option: Automat CVT. Neu: Ralliart 4WD
240 PS/177 kW mit SST-Doppelkupplungsge-
triebe. 1.5 Inform, 109 PS, CHF 22’990.–, inkl.
CHF 3’000.– Diamond Bonus.*

*Aktion Diamond Bonus: alle Preise inkl. 7.6% MwSt. und inkl. Diamond Bonus: z.B. Colt Swiss Champion 5-Door CHF 23’590.– minus Diamond Bonus
CHF 2’600.– = Nettopreis CHF 20’990.–. Gültig vom 1.1. bis 30.6.2010 bei Kauf/Immatrikulation des entsprechenden Mitsubishi Neuwagens ab Händlerlager
bei einer offiziellen Mitsubishi Vertretung. **Diamond Leasing: Vertragslaufzeit 48 Monate, Fahrleistung 10’000 km/Jahr, eff. Jahreszins 3.38%. Kaution 5%
vom Finanzierungsbetrag, aber mindestens CHF 1’000.–, Vollkasko obligatorisch. Gültig vom 1.1. bis 30.6.2010. ***1/3 Leasing: Gültig vom 1.1. bis
30.6.2010 bei Kauf/Immatrikulation eines Colt Neuwagens bei einer offiziellen Mitsubishi Vertretung. 1. Leasingrate 1/3 des Barzahlungspreises,
1/3 nach 12 Monaten, Restwert 1/3, Laufzeit 24 Monate, Fahrleistung 20’000 km/Jahr, eff. Jahreszins 0.0%. Vollkasko obligatorisch. Die MultiLease AG
gewährt keine Finanzierung (Diamond Leasing, 1/3 Leasing), falls diese zu einer Überschuldung des Leasingnehmers führen kann. CO2-Ausstoss:
Durchschnitt aller Neuwagen in der Schweiz 204 g/km. www. mitsubishi-motors.ch www.multilease.ch

Diamond Bonus

bis 6’000.–

1/3
2011

1/3
2010

1/3
2012

3 x 6’997.– mit 0% Zins
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Jetzt müssen wir dafür schauen, 
dass diese 2. Säule auch für die 
Zukunft tragfähig bleibt und ihre 
Aufgabe als wichtige Stütze der 
 Altersvorsorge weiter erfüllen kann! 
Darum geht es in der Abstimmung 
vom 7. März 2010 über den Min-
destumwandlungssatz in der berufl i-
chen Vorsorge. 

Ich bitte Sie, diese Vorlage anzu-
nehmen, so wie es der Bundesrat 
und auch die bürgerliche  Mehrheit 
im Parlament empfehlen. Mit ei-
nem Ja helfen Sie mit, die soziale 
Sicherheit der Schweiz zu vertei-
digen.

Die berufl iche Vorsorge ist eine 
Sparversicherung: Die Versicherten 
bauen während ihrer Erwerbszeit 
kontinuierlich ihr Altersguthaben auf, 
mit Lohnbeiträgen und Zinsen. Zum 
Zeitpunkt der Pensionierung wird 
das vorhandene Altersguthaben ent-
weder ausbezahlt oder in eine Rente 
umgewandelt. Zur Berechnung die-
ser Rente dient der Umwandlungs-
satz. Er gibt die Höhe der jährlichen 
Rente in Prozent des verfügbaren 
Altersguthabens an. Ein Umwand-
lungssatz von 6,4 % bedeutet dem-
nach, dass ein Altersguthaben von 
100 000 Franken eine jährliche Pen-
sionskassenrente von 6400 Franken 
ergibt.

Der Umwandlungssatz ergibt sich 
aus den Annahmen zur Lebenser-
wartung und zur Entwicklung des 
Kapitalmarktes, wie die Grafi k ver-
anschaulicht. Seine Höhe hängt also 
einerseits davon ab, wie lang die 
Rente voraussichtlich ausbezahlt 
wird, und andererseits davon, wie 
hoch die Zinseinnahmen auf dem 
Kapital bis zur vollständigen Auszah-
lung vermutlich noch sein werden.

1985 betrug die Lebenserwartung 
eines 65-jährigen Mannes noch rund 
15 Jahre, diejenige einer gleichal t-
rigen Frau noch knapp 19 Jahre. Die 
aktuellsten Grundlagen der Pensi-
onskassen gehen davon aus, dass 
ein Mann, der 2015 in Pension ge-
hen wird, im Durchschnitt noch gut 
20,5 Jahre zu leben hat, eine Frau 
24 Jahre. Das Kapital, das gespart 
wird, muss also 5 Jahre länger 
reichen als früher.

  Bundesrat Ueli Maurer, Wernetshausen ZH 

Die Sicherheit der 
zweiten Säule verteidigen 
 

Eine Pensionskasse kann die Ren-
ten nur fi nanzieren, wenn sie auf 
dem Kapitalmarkt langfristig einen 
Ertrag von rund 5 % pro Jahr erwirt-
schaftet. Solche Renditen bringen 
nur noch Anlagen mit hohem Risiko, 
bei denen man auch bereit sein 
muss, Verluste in Kauf zu nehmen. 
Das ist aber nicht in unserem Inte-
resse als Versicherte. Wir müssen 
uns darauf verlassen können, dass 
das Geld für unsere Rente sicher 
angelegt ist. Wir müssen uns also 
entscheiden:  Sicherheit oder Speku-
lation.

Darum hat das Parlament beschlos-
sen, den Mindestumwandlungssatz 
erneut anzupassen. Es muss klar 
festgehalten werden: Laufende Ren-
ten sind von der Anpassung des Um-
wandlungssatzes nicht betroffen. 
Der Umwandlungssatz wird nur 
zum Zeitpunkt der Pensionierung 
angewendet, danach ist die Höhe 
der Rente garantiert.

Die Gefahr für die Renten geht nicht 
von der Anpassung des Umwand-

lungssatzes aus, sondern vom hohen 
Umwandlungssatz, der heute gilt. 
Seinetwegen kann es passieren, 
dass eine Pensionskasse in Schwie-
rigkeiten gerät, weil sie laufend Ren-
ten auf Pump bezahlen muss. Dafür 
verbraucht sie laufend das Geld der 
aktiven Versicherten, das ja eigent-
lich wiederum gewinnbringend an-
gelegt werden müsste, oder sie be-
nötigt höhere Lohnabzüge. Die Ze-
che für die kurzsichtige Politik der zu 
hohen Renten bezahlen also auf je-
den Fall die Versicherten, entweder 
laufend mit zu hohen Lohnabzügen 
oder dann später mit Beiträgen zur 
Sanierung ihrer Pensionskasse.

Das bedeutet eine zusätzliche 
Umverteilung zulasten der jünge-
ren Aktiven – und zwar egal, ob es 
die Begünstigten nötig haben oder 
nicht. Das ist sozialpolitisch nicht 
nur unnötig, sondern geradezu 
kontraproduktiv. Die 2. Säule ist 
für die Sicherung des Lebensstan-
dards von älteren Menschen un-
verzichtbar; sie darf aber die an-
deren nicht schwächen.

1985, also vor genau einem Vierteljahrhundert, ist das Bundesgesetz über die berufl iche Alters-, Hinterlassenen- und Inva-
lidenvorsorge – kurz: BVG – in Kraft getreten. Mit diesem BVG wurde es für alle Arbeitgeber obligatorisch, ihre Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer in einer Pensionskasse zu versichern. Damit wurde neben der AHV die 2. Säule der schweize-
rischen Altersvorsorge errichtet – und somit auch das Dreisäulenprinzip verwirklicht.

Die Sicherheit der zweiten Säule verteidi-
gen  
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Karten
Zürcherstrasse 36 8604 Volketswil
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Wir drucken für Sie:
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AG für Werbung und Public Relations

Wir entwickeln gerne radikale Kampagnen
und Visualisierungen. Denn wir gehen
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Die Politik ist mein Hobby,
Übersetzungen sind meine Arbeit.

Eros N. Mellini ist Kantonaler Sekretär der Eros N. Mellini – Übersetzungen
SVP Tessin, ein überzeugter und treuer SVPler Postfach 6193, 6901 Lugano

Tel. 079 620 38 84
E-mail: emellini@bluemail.ch

Vertrauen schaffen. Ziele erreichen.
Wir wissen, wie man komplizierte Sachverhalte einfach formuliert. Wir wissen,
wie man überzeugend auftritt. Und wir bürgen für genaue, professionelle Arbeit.

Nennen Sie uns Ihr Ziel. Gemeinsam werden wir es erreichen.

Unsere Kompetenzen: Kommunikations- und Strategieberatung, Public Relations,
Kampagnen, Wahl- und Abstimmungskämpfe, Medientraining, Lobbying etc.

Hinterdorfstrasse 9 . Postfach . CH-8702 Zollikon / Zürich

Tel. +41 44 391 32 32 . Fax +41 44 391 32 30

www.rutz-partner.ch . info@rutz-partner.ch

Rutz & Partner
Strategie und Kommunikation
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Eine moderate Anpassung 
des Umwandlungssatzes ist 
unvermeidlich
Damit das Kapital länger reicht, soll 
der Umwandlungssatz nun stufenwei-
se innerhalb von fünf Jahren nach In-
krafttreten von heute 7,05 Prozent für 
Männer und 7,0 Prozent für Frauen 
auf 6,4 Prozent für Männer und Frau-
en angepasst werden. Eine Anpas-
sung auf 6,8 Prozent wurde bereits 
beschlossen. Leider hat sich heraus-
gestellt, dass diese Anpassung nicht 
ausreicht, um ein stabiles und fi nanzi-
ell sicheres Fundament für die 2. Säu-
le zu legen. Rund 600 Millionen 
Schweizer Franken fehlen dieser 
heute jährlich. Der Umwandlungs-
satz ist eine technische, versiche-
rungsmathematische Grösse, welche 
unabhängig von politischen Wunsch-
vorstellungen festzulegen und zu be-
trachten ist. Aus diesem Grund ist der 
Umwandlungssatz, wie von Parlament 
und Bundesrat vorgeschlagen, mode-
rat anzupassen. Ein fairer Umwand-
lungssatz von 6,4 Prozent würde die 
2. Säule wieder ausgleichen, die Er-
werbstätigen vor der Pfl icht der Nach-
fi nanzierung bewahren und eine ver-
lässliche Altersvorsorge sichern, da-
mit auch wir Jungen übermorgen 
noch eine Rente erhalten. 

Angemessene Rente auch 
für Junge

Es ist nicht zu leugnen, dass den 
Rentnern heutzutage eine beachtlich 
höhere Summe ausbezahlt wird als 
das, was sie persönlich an Alterskapi-
tal angespart und einbezahlt haben. 
Wir alle wollen, dass die Renten ga-
rantiert sind und auch garantiert blei-
ben. Was passiert, wenn der Um-
wandlungssatz nicht angepasst wird? 

Wer bezahlt die Verluste der Vorsorge-
institutionen? Wir alle. Wir, die Er-
werbstätigen, müssen dann die Lö-
cher in den Pensionskassen nach-
fi nanzieren. Wir, die Jungen, müssen 
für die vergangenen Fehler bezahlen. 
Dieses Geld, welches Zinsen für die 
Ersparnisse von uns jungen Erwerbs-
tätigen generieren sollte, fehlt dann 
auf unserem Altersguthaben, wenn 
wir das Alter erreicht haben und uns in 
die Pension zurückziehen können. Wir, 
die jungen Erwerbstätigen, müssen 
sicher sein können, dass uns unsere 
Ersparnisse zur vollen Verfügung ste-
hen, sobald wir in Rente gehen kön-
nen. Wir wollen nicht noch mehr für 
unsere zukünftige Rente bezahlen 
müssen. 

Ein Nein führt zu einem 
Rentenklau an uns Jungen

Die Gegner der Vorlage führen das Ar-
gument des Rentenklaus an. Doch 
wovon sollen wir Rentner von über-
morgen dann leben? Warum spricht 
hier niemand von Rentenklau? Wird 

Nadine Estermann, Präsidentin JSVP Basel-Landschaft,  Thürnen BL 

Renten auch für Rentner 
von übermorgen

der Umwandlungssatz angepasst, 
kann mit der AHV und der 2. Säule der 
Lebensstandard beibehalten und die 
gewohnte Lebensweise somit weiter-
geführt werden. Fakt ist, dass jetzige 
Rentner von den Anpassungen des 
Umwandlungssatzes nicht betroffen 
sind. Diejenigen also, welche bereits 

eine Rente von ihrer Pensionskasse 
beziehen, werden diese weiterhin in 
der gleichen Höhe erhalten, ohne ir-
gendwelche Abstriche machen zu 
müssen. Es ist also nur logisch, diese 
moderate und sozialverträgliche An-
passung zu realisieren. Mit einem JA 
zum fairen Umwandlungssatz und da-
mit zur sicheren 2. Säule vermeiden 
wir, das Stimmvolk, zusätzliche Lohn-
abzüge für uns junge Erwerbstätige.

Wir Jungen haben es selber in der 
Hand. Wir können etwas ändern. 
Wir müssen lernen, Verantwortung 
zu übernehmen. Mit den daraus fol-
genden Konsequenzen rechnen und 
leben. Trotzdem dürfen wir nicht ta-
tenlos zusehen, wie unsere Existenz 
ruiniert wird. Aus diesem Grund ap-
pelliere ich an euch alle, die Sen-
kung des Umwandlungssatzes an 
der Urne zu unterstützen. Ein JA für 
einen fairen Umwandlungssatz am 
7. März 2010 sichert die Zukunft 
von uns allen, vor allem jene der 
Rentner von übermorgen.

Seit der Einführung der 2. Säule 1985 ist unsere Lebenserwartung um drei Jahre angestiegen. Aus diesem Grund muss 
auch das Alterskapital immer länger reichen. Dafür ist der heute geltende Umwandlungssatz zu hoch. Bleibt dieser unver-
ändert und wird nicht an die steigende Lebenserwartung angepasst, gibt die 2. Säule mehr aus, als die Rentner auf ihrem 
individuellen Konto ansparen. Die Hauptleidtragenden werden wir Jungen, die Rentner von übermorgen, sein, für die dann 
nichts mehr übrig sein wird. 
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Wann: Samstag, 20. Februar 2010
Beginn 10.30 - ca. 15.00 Uhr
(Jasszettel-Ausgabe ab 09.00 Uhr)

Ort: Sportzentrum Linth-Arena SGU,
Oberurnerstrasse, 8752 Näfels (GL)
Das Sportzentrum Linth-Arena SGU bietet genügend
Parkplätze.
Zugreisende fahren bis Ziegelbrücke, ab dem Bahnhof
verkehrt ein Shuttlebus.

Organisation
Durch die SVP Kanton Glarus mit OK-Präsidenten
Marc Ziltener und dem Jass-Obmann der SVP Schweiz,
Nationalrat Bruno Zuppiger (Hinwil)

Modus
Schieber mit zugelostem Partner (vier Passen à
12 Spiele, schlechteste Passe = Streichpasse, gewertet
werden also drei Passen mit 36 Spielen). Detailliertes
Reglement liegt auf.

Kartenart
Französische und Deutschschweizer Karten

Preise
Wanderpreis für die Siegerin oder den Sieger sowie
eine Vielzahl von schönen und attraktiven Preisen
mit zusätzlichem Schätzwettbewerb

Teilnahmegebühr
Fr. 30.- sind an der Eingangskasse zu bezahlen.

Zu diesem gemütlichen Anlass sind alle SVP-Politiker,
SVP-Mitglieder und SVP-Sympathisanten sowie alle
Jassfreunde herzlich eingeladen. Auch „Nicht-Jasser“
sind selbstverständlich herzlich willkommen!

Aus organisatorischen Gründen bitten wir Sie,
sich mit dem unten stehenden Talon anzumelden.

Anmeldetalon
Ich melde mich für den 10. Nationalen Jubiläums–Jasscup an:

Deutschschweizer Karten Französische Karten Kartenzuteilung egal

Name: ............................................................... Vorname: ............................................................

Adresse: ................................................................. .......................................................................

PLZ: ................................................ Ort: ........................................................................................

Telefon: .................................................... E-Mail oder Fax: ...........................................................

Talon bis zum 14. Februar 2010 einsenden an: Generalsekretariat SVP, Brückfeldstrasse 18,
Postfach 8252, 3001 Bern, Tel 031 300 58 58 - Fax 031 300 58 59 – E-Mail merian@svp.ch
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Keine 
Quersubventionierung

Auf den ersten Blick könnte man 
meinen, die Landwirtschaft sei von 
dieser Angelegenheit kaum betrof-
fen. Die Landwirte und ihre mitarbei-
tenden Familienmitglieder sind ja in 
der Tat dem Obligatorium der berufl i-
chen Vorsorge nicht unterstellt. 
Schliessen sie sich freiwillig an, so 
gelten für sie die Bestimmungen der 
überobligatorischen zweiten Säule. 
Im Überobligatorium kommt bereits 
heute ein nach versicherungsmathe-
matischen Grundsätzen festgelegter 
Umwandlungssatz zur Anwendung. 
Dennoch hat der Mindestzinssatz im 
Obligatorium auch Auswirkungen auf 
den freiwilligen Bereich. Werden 
nämlich die Vorsorgeeinrichtungen 
gezwungen, im obligatorischen Be-
reich zu hohe Renten auszuzahlen, 
so hat dies eine negative Auswirkung 
auf die freiwillige Vorsorge. Es liegt ja 
auf der Hand, dass der in der obliga-
torischen Versicherung zu viel aus-
bezahlte Betrag anderswo kompen-
siert werden muss. Die Bauern und 
Bäuerinnen sind also daran interes-
siert, dass keine Quersubventionie-
rung der obligatorischen Vorsorge 
aus ihrer freiwilligen Vorsorge erfolgt.

Bauern und Bäuerinnen 
über Nebenerwerb betroffen

Viele Bauern und Bäuerinnen gehen 
zusätzlich einer Nebenerwerbstätig-
keit nach. Beträgt dieser Nebener-
werb mehr als 20’520 Franken pro 
Jahr, sind sie der obligatorischen be-
rufl ichen Vorsorge ebenfalls unter-
stellt. Auch in dieser Eigenschaft ha-
ben sie ein Interesse, dass der Um-
wandlungssatz korrekt berechnet 
wird. Ist dieser, wie dies heute der 
Fall ist, zu hoch, so profi tieren die 
Rentner zulasten der heutigen Bei-

Nationalrat Andreas Aebi, eidg. dipl. Landwirt, Alchenstorf BE

Landwirtschaft fordert einen 
realis tischen Umwandlungssatz

tragszahler. In der Praxis sind es 
nämlich die Beitragszahler, die letzten 
Endes die Defi zite, die durch die Aus-
richtung zu hoher Renten entstehen, 
bezahlen müssen.

Landwirte als Arbeitgeber 
Mitfi nanzierer

Die Landwirte sind aber auch Arbeit-
geber und haben ihr Personal gemäss 
den gesetzlichen Vorschriften der ob-
ligatorischen berufl ichen Vorsorge 
anzuschliessen. Sie beteiligen sich 
dabei zumindest zur Hälfte an den 

Der Hauptgrund für die Notwendigkeit einer Senkung des Umwandlungssatzes in der obligatorischen berufl ichen Alters-
vorsorge (BVG) ist an sich erfreulich. Die Lebenserwartung steigt weiter an, und damit muss das bei der Pensionierung 
vorhandene Geld auf eine längere Zeit verteilt werden. Unterlässt man die entsprechenden Anpassungen, führt dies zu 
immer grösser werdenden Löchern in den Pensionskassen, welche wir alle – auch die Landwirtschaft – irgendwann stop-
fen, das heisst teuer bezahlen müssen.

Auch das Gewerbe als wichtiger Arbeitgeber und tragende Säule der 
Schweizer Wirtschaft steht für ein sicheres und funktionierendes System 
der Altersvorsorge ein. Gerade im Bereich der kleinen und mittleren Unter-
nehmen sind die Lohnnebenkosten ein zentraler kostenseitiger Faktor für 
Erfolg. Sie müssen stabil und berechenbar sein. Wenn unsere heutige Be-
rufsvorsorge aber durch einen starren und zu hohen Umwandlungssatz 
systematisch zu hohe Rentenausschüttungen erzwingt, sind immer grös-
ser werdende Lücken in der Kapitaldeckung der Pensionskassen vorpro-
grammiert. 

Bei heute schon 600 Millionen Franken an ungedeckten Rentenauszah-
lungen wird schnell klar, dass es nicht lange dauern wird, bis die zweite 
Säule ein teurer Sanierungsfall wird. Ebenso sicher wie das Amen in der 
Kirche wird dann aus linken und gewerkschaftlichen Kreisen die Forde-
rung erschallen, dass die Beiträge zu erhöhen seien, und zwar einseitig 
der Arbeitgeberanteil. Manch ein Unternehmen wird diese Kostenstei-
gerung nur durch die Reduktion von Arbeitsplätzen überleben können. 
Verhindern wir also solch eine Fehlentwicklung und stimmen am 7. März 
JA zur Anpassung des Umwandlungssatzes.

Prämien. Wenn die Pensionskassen 
und Versicherer gezwungen werden, 
den Rentnern zu hohe Leistungen 
auszurichten, so hat dies zur Folge, 
dass die Prämiensätze angehoben 
werden müssen, denn die Pensions-
kassen müssen die zu viel ausbezahl-
ten Beträge ja wieder hereinholen.

Finanzierung nicht auf 
dem Buckel junger Erwerbs -
tätiger 
Zu betonen ist, dass am 7. März 
2010 über den Mindestumwand-
lungssatz abgestimmt wird. Selbst-
verständlich sollen die Pensions-
kassen und Versicherer danach 
trachten, diesen Mindestwert in der 
Praxis möglichst zu überbieten und 
ihren Versicherten möglichst attrak-
tive Bedingungen zu bieten. Dies 
darf aber nicht auf dem Buckel der 
jungen Erwerbstätigen erfolgen.

Die Landwirtschaft ist damit aus 
verschiedenen Gründen an einem 
korrekten Mindestumwandlungs-
satz interessiert, und der Vorlage 
zur Absenkung des Umwand-
lungssatzes in der obligatori-
schen berufl ichen Vorsorge am 
7. März 2010 ist zuzustimmen.

Auch das Gewerbe unterstützt eine sichere berufl iche Altersvorsorge



Wir wollen für alle die Steuern senken.

Wir wollen der Europäischen Union nicht beitreten.

Wir wollen die kriminellen Ausländer ausschaf
fen.

Halbzeit-Bilanz der SVP,
Legislatur 2008 – 2011Bilanz

Resultat

Das hat die SVP der Schweizer Bevölkerung vor den Wahlen 2007 versprochen:

www.svp.ch

Steuern:
- Die SVP hat entscheidend mitgeholfen, dass die Steuern für Familien und

Unternehmen um insgesamt 1,6 Milliarden Franken gesenkt werden.

- Die SVP hat als einzige Partei konsequent gegen höhere Steuern, Abgaben
und Gebühren gekämpft und verschiedene Vorstösse für Steuersenkungen
gemacht (Mehrwertsteuer, Autoimportsteuer, LSVA, CO2-Abgabe).

- Die SVP hat sich als einzige Partei konsequent für weniger Ausgaben und
für gesunde Finanzen eingesetzt. Gegen den Willen der SVP wurden in der
ersten Legislaturhälfte vom Parlament aber unnötige Ausgaben von über
12,7 Milliarden Franken beschlossen, die der Steuerzahler zusätzlich zahlen
muss.

EU-Beitritt:
- Dank der SVP und der Mehrheit der Schweizer Bevölkerung ist die Schweiz

nicht Mitglied der EU. Zu unserem Vorteil: Unsere Volksrechte bleiben erhal-
ten, und die Mehrwertsteuer steigt nicht auf 15 Prozent oder mehr.

- Die SVP hat Auslandeinsätze der Schweizer Armee erfolgreich bekämpft
(keine Pirateneinsätze vor Somalia, keine Wiederholungskurse im Ausland)
und so dafür gesorgt, dass die Neutralität unseres Landes nicht weiter
preisgegeben wird.

- Die SVP lehnt ein Freihandelsabkommen für die Landwirtschaft mit der EU so-
wie weitere Konzessionen der Landwirtschaft im Rahmen der WTO ab. Denn
sonst würde unsere Landwirtschaft noch mehr zerstört. Dank des Drucks
der SVP steigen die Vorbehalte gegen ein Freihandelsabkommen mit der EU.
Das stärkt unsere Landwirtschaft.

Kriminelle Ausländer:
- Die SVP hat mit 211�000 Unterschriften eine Volksinitiative zur Ausschaffung

krimineller Ausländer eingereicht. Das Volk kann so bald über mehr Sicher-
heit abstimmen.

- Die SVP bekämpft konsequent den Asyl- und Sozialmissbrauch. Ebenso
hat die SVP die Missbräuche bei der Invalidenversicherung, dem Strafrecht
und dem Strafvollzug angeprangert. Die Politik wird so zur Bekämpfung der
Missbräuche gezwungen, damit die Sozialwerke überleben können.

- Die SVP verlangt: Personen, die in unserem Land leben, müssen die gel-
tenden Gesetze befolgen und unsere christlich-abendländischen Traditionen
und Wertvorstellungen respektieren und beachten. Ebenso bekämpft die
SVP Parallelgesellschaften von ausländischen Gruppierungen. Dank der SVP
können Scheinehen wirkungsvoller verhindert werden.

Weitere Erfolge für unsere Bevölkerung:
- Bildung: Die SVP hat verhindert, dass das HarmoS-Konkordat in der ganzen

Schweiz umgesetzt wird. Das Resultat: In vielen Kantonen werden die Kinder
nicht mit 4 Jahren zwangseingeschult. Die Eltern werden in der Erziehung
nicht entmündigt.

- Volksrechte: Die SVP lehnt die Aushebelung unserer bewährten Volksrechte
durch internationales �Völkerrecht� ab. Dank der Unterstützung der SVP wird
das Volk über eine Volksinitiative abstimmen können, nach welcher Verträge
mit anderen Staaten zwingend einer Volksabstimmung bedürfen. Wie wichtig
es ist, die Volksrechte zu verteidigen, hat die Diskussion über die Gültigkeit
der Minarett-Initiative und der SVP-Ausschaffungsinitiative gezeigt.

Fazit: SVP auf Kurs
- Die SVP steht ohne Wenn und Aber zur Schweiz.
- Der Vertrag mit dem Volk wird eingehalten.
- Die SVP hält ihre Wahlversprechen.
- Wir kämpfen gegen Parallelgesellschaften.
- Wir stehen konsequent zur direkten Demokratie.

Die Bevölkerung hat die verlässliche Politik der SVP honoriert:
- Die SVP ist mit 29 Prozent Wähleranteil die mit Abstand stärkste Partei der Schweiz.
- Die SVP hat 8 von 11 kantonalen Wahlen in der laufenden Legislatur gewonnen.
- Die SVP hat in den Kantonen 12 Parlamentssitze dazugewonnen, während SP,

FDP und CVP zusammen über 100 Sitze verloren haben.
- Die SVP hat in den letzten zwei Jahren 10�000 neue Mitglieder gewonnen.

Die Mitgliederzahl ist auf über 90�000 gestiegen.
Setzen Sie sich mit uns ein für den Erhalt der direkten Demokratie

� Ich möchte mich zuerst näher informieren. Bitte senden Sie mir Ihre Parteiunterlagen zu.
� Ich möchte sofort Mitglied der SVP werden.
� Ich möchte der SVP einen Spendenbeitrag zukommen lassen.

Vorname Name

Beruf Geburtsjahr

Strasse PLZ/Ort

E-Mail Telefon

Datum Unterschrift

Ausschneiden und senden an: Schweizerische Volkspartei SVP, Postfach 8252, 3001 Bern
oder per Fax an 031 300 58 59 oder per Internet www.svp.ch
Spenden auf PC-Konto 30-8828-5

�
Aber: Die Arbeit ist noch nicht getan.

Helfen Sie mit: Werden Sie Mitglied der SVP!
Wählen Sie SVP. Denn SVP wählen heisst:
Die Schweiz stärken!


